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Satzung
zur Erhebung von Einmalbeiträgen nach den tatsächlichen lnvesti
tionsaufwendungen für den Ausbau von Verkehrsanlagen (Ausbau

beitragssatzung Einzelabrechnung)
in der Ortsgemeinde Greimerath

vorn 1 2. f.3, 2C7

Der Ortsgemeinderat hat auf Grund des § 24 der Gemeindeordnung (GemO) und der
§ 2 Abs. 1, 7 und 10 des Kommunalabgabengesetzes ([<AG) folgende Satzung be
schlossen, die hiermit bekannt gemacht wird:

§1
Erhebung von Ausbaubeiträgen

(1) Die Gemeinde erhebt einmalige Beiträge nach tatsächlichen Investitionsaufwen
dungen für die Herstellung und den Ausbau von Verkehrsanlagen nach den Bestim
mungen des KAG und dieser Satzung.

(2) Ausbaubeiträge werden für alle Maßnahmen an Verkehrsanlagen, die der Erneu
eruFIu, der Erweiterung, dem Umbau oder der Verbesserung dienen, erhoben.

1. „Erneuerung“ ist die Wiederherstellung einer vorhandenen, ganz oder teilweise
unbrauchbaren, abgenutzten oder schadhaften Anlage in einen dem regelmä
ßigen Verkehrsbedürfnis genügenden Zustand.

2. „Erweiterung“ ist jede flächenmäßige Vergrößerung einer fertiggestellten Anla
ge oder deren Ergänzung durch weitere Teile,

3. „Umbau“ ist jede nachhaltige technische Veränderung an der Verkehrsanlage,
4. „Verbesserung“ sind alle Maßnahmen zur Hebung der Funktion, der Anderung

der Verkehrsbedeutung im Sinne der Hervorhebung des Anliegervorteils sowie
der Beschaffenheit und Leistungsfähigkeit einer Anlage.

(3) Die Bestimmungen dieser Satzung gelten auch für die Herstellung von Verkehrs
anlagen, die nicht nach dem Baugesetzbuch (BauGB) beitragsfähig sind.

(4) Die Bestimmungen dieser Satzung gelten nicht, soweit Kostenerstattungsbeiträge
nach § 135 a-c BauGB zu erheben sind.

(5) Ausbaubeiträge nach dieser Satzung werden nicht erhoben, wenn die Kosten der
Beitragserhebung außer Verhältnis zu dem zu erwartenden Beitragsaufkommen ste
hen.

§2
Beitragsfähige Verkehrsanlagen

(1) Beitragsfähig ist der Aufwand für die öffentlichen Straßen, Wege und Plätze so
wie selbständige Parkflächen und Grünanlagen sowie für selbständige Fuß- und
Radwege.
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d) Sind die jenseits der nach a) und b) angeordneten Tiefenbegrenzungs
linie liegenden Grundstücksteile auf Grund der Umgehungsbebauung
baulich oder in ähnlicher Weise selbständig nutzbar (Hinterbebauung in
zweiter Baureihe), wird die Fläche bis zu einer Tiefe von 80 m zu Grun
de gelegt.
Sind die hinteren Grundstücksteile nicht in diesem Sinne selbständig
nutzbar und geht die tatsächliche bauliche, gewerbliche, industrielle
oder ähnliche Nutzung der innerhalb der Tiefenbegrenzung liegenden
Grundstücksteile über die tiefenmäßige Begrenzung nach a) und b)
hinaus, so verschiebt sich die Tiefenbegrenzungslinie zur hinteren
Grenze der tatsächlichen Nutzung.
Wird ein Grundstück jenseits der in Satz 1 angeordneten erhöhten Tie
fenbegrenzungslinie tatsächlich baulich, gewerblich, industriell oder
ähnlich genutzt, so verschiebt sich die Tiefenbegrenzungslinie zur hin
teren Grenze der tatsächlichen Nutzung.

4. Bei Grundstücken für die im Bebauungsplan die Nutzung als Sportplatz, Freibad,
Festplatz, Campingplatz oder Friedhof festgesetzt ist, die Fläche des im Gel
tungsbereich des Bebauungsplanes liegenden Grundstückes oder Grund
stücksteiles vervielfacht mit 0,5. Bei Grundstücken, die innerhalb eines im Zu
sammenhang bebauten Ortsteiles ( 34 BauGB) tatsächlich so genutzt werden,
die Fläche des Grundstückes vervielfacht mit 0,5.

(3) Für die Zahl der Vollgeschosse nach Absatz 1 gilt:
1. für beplante Grundstücke wird die im Bebauungsplan festgesetzte höchstzulässi

ge Zahl der Vollgeschosse zu Grunde gelegt.
2. Bei Grundstücken, für die im Bebauungsplan nicht die Zahl der Vollgeschosse,

sondern nur eine Baumassenzahl festgesetzt ist, gilt die durch 3,5 geteilte
höchstzulässige Baumassenzahl. Ist eine Baumassenzahl nicht festgesetzt, aber
dafür die Höhe der baulichen Anlagen in Form der Traut- oder Firsthöhe, so gilt
die durch 2,6 geteilte höchstzulässige Traut- oder Firsthöhe. Sind beide Höhen
festgesetzt, so ist die höchstzulässige Trauffiöhe der Berechnung zu Grunde zu
legen.

3. Hat ein Bebauungsplan den Vertahrensstand des § 33 BauGB erreicht, gelten Nr.
1 und 2 entsprechend.

4. Soweit kein Bebauungsplan besteht, gilt
a) bei bebauten Grundstücken die Höchstzahl der tatsächlich vorhande

nen Vollgeschosse. Ist die Zahl der Vollgeschosse wegen der Beson
derheit des Bauwerkes nicht feststellbar, gilt als Zahl der Vollgeschosse
die Höhe des Bauwerkes gem. Nr. 5 geteilt durch 2,6. Bruchzahlen
werden auf volle Zahlen auf- oder abgerundet. Sofern es sich dabei al
lerdings nur um eine untergeordnete bzw. unterwedige Bebauung han
delt (z.B. Hühnerstall, keiner Geräteschuppen etc. oder Einzelgarage
auf großem Grundstück), ist das Maß der baulichen Nutzbarkeit nach
den folgenden Regelungen für unbebaute Grundstücke zu ermitteln,

b) bei unbebauten aber bebaubaren Grundstücken aus der Zahl der auf
den Grundstücken der näheren Umgebung überwiegend vorhandenen
Vollgeschosse,

c) bei Grundstücken, auf denen keine Bebauung zulässig ist, die aber
gewerblich oder in vergleichbarer Weise genutzt werden können, wird
ein Vollgeschoss zu Grunde gelegt.
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(6) Ergeben sich bei der Ermittlung der errechneten, der Beitragsveranlagung zu
Grunde zu legenden Flächen Bruchzahlen, werden diese auf volle Zahlen auf- oder
abgerundet.

§7
Eckgrundstücke und durchlaufende Grundstücke

(1) Für Grundstücke. die zu zwei gleichartigen Verkehrsanlagen nach dieser Satzung
Zufahrt oder Zugang nehmen können, wird die Grundstücksfläche bei der Ermittlung
des Beitragssatzes und bei der Veranlagung mit 50 v.H. angesetzt, soweit beide
Verkehrsanlagen voll in der Baulast der Gemeinde stehen. Stehen che beiden Ver
kehrsanlagen nicht voll in der Baulast der Gemeinde, wird die Vergünstigung nach
Satz 1 nur für die in der Baulast der Gemeinde stehenden gleichartigen Teileinrich
tungen der Verkehrsanlage angesetzt.
Dies gilt für Grundstücke, die zu einer Verkehrsanlage nach dieser Satzung Zufahrt
oder Zugang nehmen können und zusätzlich durch eine gleichartige Erschließungs

( anlage erschlossen werden, für die Erschließungsbeiträge nach dem BauGB erho
ben wurden oder zu erheben sind, entsprechend.
(2) Für Grundstücke, die zu mehr als zwei gleichartigen Verkehrsanlagen nach die
ser Satzung Zufahrt oder Zugang nehmen können, wird die Grundstücksfläche bei
der Ermittlung des Beitragssatzes und bei der Betragsveranlagung durch die Zahl
der Verkehrsanlagen geteilt, soweit die Verkehrsanlagen voll in der Baulast der Ge
meinde stehen. Stehen die Verkehrsanlagen nicht voll in der Baulast der Gemeinde,
wird die Vergünstigung nach Satz 1 nur für die in der Baulast der Gemeinde stehen
den gleichartigen Teileinrichtungen der Verkehrsanlagen angesetzt.
Dies gilt für Grundstücke, die zu Verkehrsanlagen nach dieser Satzung Zufahrt oder
Zugang nehmen können und zusätzlich durch gleichartige Erschließungsanlagen
erschlossen werden, für die Erschließungsbeiträge nach dem BauGB erhoben wur

c den oder zu erheben sind, entsprechend, soweit die Zahl der Verkehrs- und Er
schließungsanlagen insgesamt zwei übersteigt.

(3) Wird eine Tiefenbegrenzung nach § 6 Abs. 2 zu zwei oder mehreren Verkehrsan
lagen angesetzt, gelten die Regelungen nach Abs. 1 und 2 nur für die sich über-
schneidenden Grundstücksteile.

(4) Abs. 1 bis 3 gelten nicht für die von § 6 Abs. 4 Satz 1 und 2 erfassten Grundstü
cke.

(5) Eine Ermäßigung nach den Absätzen 1 bis 4 ist nicht zu gewähren, wenn die Er
mäßigung dazu führen würde, dass sich der Beitrag für die anderen Grundstücke im
Abrechnungsgebiet um mehr als 50 % erhöht.

§8
Entstehung des Beitragsanspruchs, Teilbeitrag

(1) Der Beitragsanspruch entsteht mit dem Abschluss und der Abrechenbarkeit der
Maßnahme, in den Fällen der Erhebung eines Teilbeitrages nach Absatz 2 mit dem
Abschluss und der Abrechenbarkeit der Teilmaßnahme. Eine Maßnahme oder Teil-
maßnahme ist abgeschlossen, wenn sie tatsächlich und rechtlich beendet ist und der
GesamtauMand oder Teilaufwand feststellbar Ist.



2. den Namen des Beitragsschuldners,

3. die Bezeichnung des Grundstücks,

4. den zu zahlenden Betrag,

5. die Berechnung des zu zahlenden Betrages unter Mitteilung der beitragsfähigen

Kosten, des Gem&ndeanteils und der Berechnungsgrundlagen nach dieser Sat

zung,
6. die Festsetzung des Fälligkeitstermins,

7. die Eröffnung, dass der Beitrag als öffentliche Last auf dem Grundstück ruht, und

8. eine Rechtsbehelfsbelehrung.

§13
Inkrafttreten

(1) Diese Satzung tritt rückwirkend zum 01 .01.2007 in Kraft.

(2) Gleichzeitig tritt die Satzung über die Erhebung einmaliger Beiträge für öffentliche

Verkehrsanlagen vom 30.05.1996 i.d.F. der Anderungssatzung vom 10.05.2001 au

ßer Kraft.

Greimerath, den 29, ö

Gemeindeverwaltung Greimerath
4clnÖrN

(Siegel :2
Ortsbürgermeister
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Verfahrensablauf:

Ausbaubeitragssatzung Einzeabrechnung Ortsgemeinde Greimerath
(Textkurzbezeichnung)

1. Diese Satzung wurde in der Sitzung des Gemeinderates Greimerath

D Verbandsgemeinderates Manderscheid

am 21.08.2007 beschlossen.

2. Die Satzung wurde am 22.08.2007 durch den Ortsbürgermeister

E Bürgermeister
ausgefertigt.

3. Die Satzung wurde am 14.09.2007 in der Bürgerzeitung ‚Das Blättchen“ der Ver

bandsgemeinde Manderscheid öffentlich bekanntgemacht und ist mit Ablauf des gleichen

Tages vollzogen.

4. Nach Abschluß des Verfahrens wurde eine Ausfertigung dieser Satzung der Kreisverwal

tung Bernk.-Wittlich (für die Satzungssammlung) zum dortigen Verbleib übersandt.

54531 Manderscheid, den 17.09.2007

Verbandsgemeindeverwaltung
54531 Manderscheid

Im Auftrag: (7


